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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 7751.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Braunſchweig, betreffend den Verkauf 
der Braunſchweigiſchen Staats⸗Eiſenbahnen. Vom 23. Auguſt 1870. 


Nachden von der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung mittelſt notariellen 
Vertrages vom 8. März 1870. der Bank für Handel und Induſtrie zu Darm⸗ 
ſtadt die geſammten Braunſchweigiſchen Staats⸗Eiſenbahnen unter dem im §. 4. 
des Vertrages gemachten Vorbehalte der Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen 
Regierung verkauft worden ſind, haben Behufs der Verſtändigung über die Modali⸗ 
täten, unter welchen dieſe Zuſtimmung zu ertheilen, zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: i 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Bernhard König und 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungs-Rath Hermann Dudden⸗ 

hauſen, 

Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg: 
Höchſtihren Geheimen Rath und Miniſter⸗Reſidenten am Königlich 

Preußiſchen Hofe Dr. Friedrich Auguſt von Liebe und 
Höchſtihren Geheimen Finanzrath Wilhelm Gravenhorſt, 
1115 unter Vorbehalt der Ratifikation den nachſtehenden Vertrag abgeſchloſſen 
aben. ; 
| Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung ertheilt dem Eingangs bezeichneten 
Vertrage hierdurch Ihre Zuſtimmung. 

Sobald die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung der Aktiengeſellſchaft, 
welche von der Darmſtädter Bank nach Maaßgabe des dem Kaufvertrage annek⸗ 
tirten, nach Vorſchrift des nachſtehenden Artikels III. zu modiftzirenden Statuts zu 
gründen iſt, die Kongefjion zum Betriebe des im Kaufvertrage angegebenen Eiſen⸗ 
bahn⸗Komplexes für das Herzoglich Braunſchweigiſche Gebiet erkheilt hat, wird 
die Königlich Preußiſche Regierung derſelben Geſellſchaft die Konzeſſion für die 

Jahrgang 1870. (Nr. 77510 84 i im 


Ausgegeben zu Berlin den 5. Dezember 1870. 


wet 
ebiete belegenen Strecken dieſes Eiſenbahn⸗Komplexes 


im Preußischen Staatsg 


Rs nach Maaßgabe diefes Vertrages gleichfalls erkheilen. f 


. 5 Artikel II. 

Die Braunſchweigiſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt inſoweit, als im gegen⸗ 
wärtigen Vertrage nicht das Gegentheil beſtimmt tft, bezüglich ihrer in Preußen 
belegenen Bahnſtrecken den Preußiſchen Landesgeſetzen, insbeſondere dem Preußi⸗ 
ſchen Eiſenbahngeſetze vom 3. November 1838. reſp. der Allerhöchſten Verordnung 
vom 19. Auguſt 1867. und den dazu künftig ergehenden Zuſätzen oder Abände⸗ 
rungen unbeſchränkt unterworfen, und hören demnach die bisher der Herzoglich 
Braunſchweigiſchen Regierung bewilligten betreffenden Exemtionen inſoweit auf, 

als dieſelben im gegenwärtigen Vertrage nicht als fortbeſtehend bezeichnet ſind. 


Artikel III. 


Das dem Eingangs bezeichneten Kaufvertrage annektirte Geſellſchaftsſtatut 
wird, wie folgt, abgeändert: 


A. In dem F. 9. des Statuts, betreffend das Verhältniß der Geſellſchaft 1 


zum Staate Braunſchweig reſp. Preußen werden die unter den Nummern 
8. 9. 10. 11. und 17. enthaltenen Beſtimmungen aufgehoben und durch 
nachſtehende, den bisherigen Zifferzahlen entſprechende Beſtimmungen 
erſetzt: 

Nr. 8. Der Geſellſchaft liegt ob, die Bahnen mit einem 
dem Verkehrsbedürfniſſe entſprechenden Betriebsmaterial auszurüſten, 
auch dieſelben nebſt ihrem geſammten Zubehör, insbeſondere die 
zur Herſtellung einer ungeſtörten Kommunikation errichteten An⸗ 
ſtalten (Brücken, Durchläſſe, Kanäle, Abzugsgräben, Dämme, 
Wegeübergänge u. |. w.), ferner die Maſchinen, Wagen, Tele: 
graphen, Werkſtätten und ſonſtigen techniſchen Einrichtungen jeder⸗ 
zeit in vollkommenem, brauchbarem und ihrem Zwecke entſprechen⸗ 
den Zuſtande zu erhalten. 

Zur Konſtatirung der Erfüllung dieſer Verbindlichkeit können 
die Bahnen durch die Staats⸗Aufſichtsbehörden revidirt und es kann 
die Beſeitigung etwa vorgefundener Mängel der Geſellſchaft auf. 
gegeben oder, im Fall der Säunmiß Seitens der Geſellſchaft, auf 
deren Koſten angeordnet werden. : 

Nr. 9. Erhöhungen der jetzigen oder künftigen Tarife, ſo⸗ 
wohl für den Perſonen- und Güterverkehr, als für die telegraphiſche 
Depeſchenbeförderung, bedürfen der Genehmigung der Regierung „ 
welche auch das Recht hat, die Beſeitigung ſolcher Differential? 
Tarifſätze, in denen ſie eine unſtatthafte Beeinträchtigung berechtigter 
Verkehrsintereſſen erkennt, zu verlangen. Insbeſondere iſt die Ge⸗ 
ſellſchaft verpflichtet, Tarifermäßigungen, welche fie für Steinkohlen 
und Getreide im Tranſitverkehre innerhalb eines bis auf die En 
fernung von 30 Meilen über die Grenzen ihres Bahnnetzes nach 
jeder Richtung hinaus ſich erſtreckenden Umkreiſes gegen ihre 5 = 

; eri⸗ 


(Ar. 7751.) 


herigen T „ auch in demjenigen direkter 2 
gewähren, welcher ſich zwiſchen eigenen Verbandsſtationen und de 


e gen Tarifſätze zug ſteht, direkten Verkehr N 
n 
im Tranſitverkehre begünſtigten auswärtigen Stationen bewegt. 
In keinem Falle darf im direkten Verkehre der Tarifſatz zwi⸗ 
ſchen zwei auswärtigen Stationen niedriger ſein, als der Tarifſatz 
für denſelben Artikel zwiſchen einer dieſer beiden auswärtigen Sta⸗ 


tionen und einer zwiſchenliegenden eigenen Station. 


Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, auf Verlangen der Regie 
rung bei größeren Entfernungen den Einpfennigtarif für den Trans⸗ 
port der im Artikel 45. der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes 
bezeichneten Gegenſtände einzuführen. 

Die Geſellſchaft iſt ferner verpflichtet, ſoweit die Herzogliche 
Regierung es im Verkehrsintexeſſe für nöthig erachtet, jederzeit auf 
deren Verlangen künftig mit anderen in⸗ und ausländiſchen Bahn⸗ 
verwaltungen für die Beförderung von Perſonen und Gütern einen 
durchgehenden Verkehr mittelſt direkter Expeditionen und direkter 
Tarife zu errichten und hierbei insbeſondere auch in ein gegenſeitiges 
Durchgehen der Transportmittel gegen die übliche, nöthigenfalls 
von der Herzoglichen Regierung feſtzuſetzende Vergütung zu willigen. 

Bezüglich dieſer direkten Tarife iſt die Geſellſchaft verpflichtet, 
auf Verlangen der Herzoglichen Regierung auf ihrer in dieſem neu 
einzurichtenden durchgehenden Verkehre zu berührenden Strecke den 


niedrigſten Tarif⸗Einheitsſatz pro Zentner und Meile zuzugeſtehen, 


welchen fie auf dieſer Strecke für die gleichartigen Transportgegen⸗ 
ſtände in ihrem Lokaltarife erhebt. Sollte ſie jedoch in einem an⸗ 
deren durchgehenden Verkehre für jene Strecke ihrer Bahnen einen 
unter den Lokaltarif⸗Einheitsſatz pro Zentner und Meile ermäßigten 
Satz pro Zentner und Meile beziehen, ſo muß ſie für jene Strecke 
dieſen ermäßigten Tarifſatz auch in dem neu zu errichtenden durch⸗ 
gehenden Verkehre auf Verlangen der Herzoglichen Regierung zu⸗ 
geſtehen. Sie kann ſich dieſer von der Herzoglichen Regierung ge⸗ 
forderten Ausdehnung der in einem anderen durchgehenden Ver⸗ 
kehre bereits unter den Lokaltarif ermäßigten Sätze nur dadurch 
entziehen, daß ſie letztere unverzüglich aufhebt und an deren Stelle 
ſolche Tarifſätze einführt, in denen die Herzogliche Regierung eine 
unſtatthafte Beeinträchtigung berechtigter Verkehrsintereſſen oder eine 
unſtatthafte Begünſtigung einzelner Verkehrsrouten reſp. Transport⸗ 
Intereſſenten nicht erkennt. 5 

Bei durchgehenden Gütertransporten wird die Erhebung einer 
Expeditionsgebühr für die Geſellſchaft ausgeſchloſſen, wenn weder 
die urſprüngliche Verſand⸗ noch die letzte Adreßſtation an ihrer 
Bahn liegt. i g 
Die vorbezeichnete Verpflichtung der Geſellſchaft zur Ein⸗ 
richtung eines direkten Verkehrs und zum Zugeſtändniſſe des vor⸗ 
bezeichneten Tarifſatzes wird jedoch durch die Bereitwilligkeit der 
anderen betheiligten eee bedingt, in dieſem Ver⸗ 


kehre 


8 kehre ihren Tarif nach denſelben Grundſätzen zu normiren und 


IE 


I 


ſomit für ihre in dem einzurichtenden durchgehenden Verkehre zu 
benutzende Strecke den niedrigſten Tarif⸗Einheitsſatz pro Zentner und 
Meile zuzugeſtehen, welchen ſie auf dieſer Strecke für gleichartige 
Transportgegenſtände in ihrem Lokalverkehre reſp. in einem anderen 
durchgehenden Verkehre erheben. Sollte die Geſellſchaft zum Zwecke 
der Einrichtung eines neuen direkten durchgehenden Verkehrs das 
gleiche Zugeſtändniß, wie es vorſtehend präziſirt iſt, von einer an⸗ 
deren Bahnverwaltung fordern, und die letztere ohne von der Her⸗ 
zoglichen Regierung für zulänglich erachtete Gründe ſich weigern, 
auf den von der Geſellſchaft vorgeſchlagenen direkten Verkehr über⸗ 
haupt einzugehen, oder jenes Zugeſtändniß in Betreff des Tarifſatzes 
zu machen, ſo iſt die Geſellſchaft an das ihrerſeits auf Erfordern 
der Herzoglichen Regierung für einen direkten Verkehr, an welchem 
die ſich weigerlich haltende Bahnverwaltung mit betheiligt iſt, ge⸗ 
machte frühere Zugeſtändniß nicht mehr gebunden. 

Die Geſellſchaft wird den Perſonentransport in vier Wagen⸗ 
klaſſen bewirken. : 

Alle Aenderungen in den Tarifen müſſen der Regierung in 
den von dieſer vorgeſchriebenen Formen und Zeitabſchnitten an⸗ 
gezeigt, auch öffentlich bekannt gemacht werden. 

Im Fall der Erhöhung von Tarifſätzen muß die öffentliche 
Bekanntmachung ſechs Wochen vor Anwendung derſelben erfolgen. 

Nr. 10. Die Genehmigung, wie auch die Abänderung der 
Fahrpläne, wird der Regierung vorbehalten. - 

Nr. 11. Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, den Militair⸗, 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltungen des Norddeutſchen Bundes alle 
diejenigen Vorrechte und Begünſtigungen zu gewähren, welche den⸗ 
ſelben gegenwärtig auf den Braunſchweigiſchen Staatsbahnen zu⸗ 


ſtehen oder künftig für die Staatsbahnen im Norddeutſchen Bundes. 


gebiete werden eingeführt werden. 


Nr. 17. Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die in der Anlage 
zum F. 8. des Königlich Preußiſchen Reglements über die Civil⸗ 
verſorgung und Civilanſtellung der Militairperſonen des Heeres 
und der Marine vom Feldwebel abwärts vom 16.20. Juni 1867. 
unter I. und II. 1. C. aufgeführten Unterbeamtenſtellen, beziehungs⸗ 
weiſe die denſelben entſprechenden Stellen mit Militairanwärtern 
des Bundesheeres, ſoweit dieſelben das 35ſte Lebensjahr noch nicht 
zurückgelegt haben, zu beſetzen. 

Sind qualifizirte Militairanwärter — bezüglich deren An⸗ 
meldung, Ermittelung und Einberufung die $$. 16. bis 22. inkl. 
jenes Reglements maaßgebend find — nicht zu ermitteln, fo hat die 
Geſellſchaft in der Beſetzung der betreffenden Stelle freie Hand. 

Bei Beſetzung der unteren Betriebsbeamtenſtellen innerhalb 
des Preußiſchen Gebiets, insbeſondere der Bahnwärter, Weichen. 

war» 


wörter und ſtändigen Arbeiter follen vorzugsweiſe die Bewerbungen 
Preußiſcher Unterthanen berückſichtigt werden. 
B. Der erſte Satz des F. 38. des erwähnten Statuts wird aufgehoben und 
erhält folgende Faſſung: N 
Der Aufſichtsrath beſteht aus achtzehn Mitgliedern, von denen 
mindeſtens zehn nicht weiter als höchſtens drei Meilen von den 
Bahnſtrecken der Geſellſchaft entfernt wohnen dürfen. 


Artikel IV. 


Da die Stadt Braunſchweig das Domizil und der Sitz der Centralver⸗ 
waltung der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft fein wird, ſoll das geſetzliche 
und ſtatutariſche Aufſichtsrecht des Staats in Bezug auf alle Maaßnahmen, 
welche die Verhältniſſe der Geſellſchaft als folcher und die Verwaltung und den 
Betrieb ihres Unternehmens im Allgemeinen — z. B. die Abänderung der Ge⸗ 
ſellſchaftsſtatuten, Erweiterung des Unternehmens, die Emiſſion von Prioritäts⸗ 
Obligationen, die ug Dotirung des Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds, 
die Veſtätigung der Direktionsmitglieder — betreffen, lediglich von der Her⸗ 
zoglich Braunſchweigiſchen Regierung ausgeübt werden. Alle Statutabän⸗ 
derungen jedoch, welche ſich auf das Verhältniß der Geſellſchaft zum Staate be⸗ 
ziehen, ingleichen die Abänderung des am Schluſſe des vorigen Artikels feſtge⸗ 
ſetzten . 38. des Statuts, bedürfen der Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen 
Regierung. Letztere kann auch die Amtsentſetzung von Mitgliedern des Auſfſichts⸗ 
ralhe (efr. H. 46. Abſatz 3. des Geſellſchaftsſtatuts) fordern. 

Im Uebrigen übt jede der beiden kontrahirenden Regierungen für Ihr 
Gebiet gegenüber der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft die ſtaatlichen 
Hoheits⸗ reſp. Aufſichtsrechte (die Königlich Preußiſche Regierung insbeſondere 
für Ihr Gebiet die im Statut der Geſellſchaft $. 9. Nr. 4. 7. 8. 13. 14. 15. 
bezeichneten ſtaatlichen Rechte) aus. = : 

Bezüglich des Fahrplans auf den in Preußen belegenen Strecken überläßt 
jedoch die Königlich Preußiſche Regierung die Feſtſtellung reſp. Abänderung des 
Fahrplans für den Lokalverkehr (d. h. den Verkehr unter den eigenen Stationen 
der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft) lediglich der Herzoglich Braunſchwei⸗ 
giſchen Regierung, und behält ſich nur für den Verbands- und direkten Verkehr 
mit fremden Bahnen die Feſtſtellung und Abänderung des Fahrplans auf jenen 
Strecken vor. Auf den in Preußen belegenen Bahnſtrecken ſollen für den Lokal⸗ 
verkehr in beiden Richtungen täglich mindeſtens drei Züge mit Perſonenbeför⸗ 
derung eingerichtet werden. f 

Ferner bleibt bezüglich des Tarifs der Königlich Preußiſchen Regierung 
für Ihr Gebiet nur die Genehmigung der von der Geſellſchaft zuerſt einzuführen⸗ 

den Fahrgeld⸗ und Frachtſätze im Perſonen⸗ und Güterverkehre — falls dieſe 
Tarifſätze von den jetzt beſtehenden abweichen — ſowie die Genehmigung ſpäterer 
Erhöhung diefer von der Geſellſchaft zuerſt eingeführten Sätze vorbehalten. f 
Es ſoll ſowohl im Perſonen⸗ wie im Güterverkehre zwiſchen den beider⸗ 
ſeitigen Unterthanen hinſichtlich der Beförderungspreiſe oder der Zeit der Abfer⸗ 
tigung kein Unterſchied gemacht werden. a 
(Nr. 7751.) . In 


In allen Fällen, wo eine einheitliche Ausübung des ſtaatlichen Ober⸗Auf⸗ 
ſichtsrechts im Intereſſe des Eiſenbahnverkehrs liegt (insbeſondere in Fahrplan⸗ 
en werden beide Regierungen eine Verſtändigung unter Sich herbei⸗ 
Aren > = 
Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 
8 een Ihr und der Geſellſchaft, ſowie die Handhabung der Ihr über die in 
Preußen belegenen Bahnſtrecken zuſtehenden Hoheits⸗ und Aufſichtsrechte einer 
Behörde zu übertragen. Dieſe Behörde hat die Beziehungen ihrer Regierung 
zu der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten 
Einſchreiten der kompetenten Königlich Preußiſchen Polizei⸗ oder Gerichtsbehörden 
geeignet find. Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich bei Angelegenheiten territorialer 
Natur, welche hiernach von der betreffenden Königlich Preußiſchen Behörde reſſor⸗ 
tiren, an dieſe zu wenden. Die gedachten Funktionen können von der Königlich 
Preußiſchen Regierung auch einem befonderen Kommiſſarius übertragen werden. 
8 Die Braunſchweigiſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt verpflichtet, auf Verlangen 
der Königlich Preußiſchen Regierung innerhalb des Preußiſchen Staatsgebiets 
einen dort wohnenden Bevollmächtigten zu beſtellen, welcher zur vollſtändigen 
Vertretung der Bahnverwaltung gegenüber der Preußiſchen Regierung und den 
Preußiſchen Behörden ermächtigt ir 
Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung, welche von der Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft zur Beſtreitung der dem Staate durch Ausübung des Auffſichtsrechts 
erwachſenden Koſten jährlich die Summe von 5000 Thalern erhebt, wird hiervon 
jährlich den Betrag von 1200 Thalern am Jahresſchluſſe an Preußen in die 
von der Königlich Preußiſchen Regierung zu bezeichnende Kaſſe abführen laſſen. 


8 Artikel V. : 

Die beiden kontrahirenden Hohen Regierungen werden über die etwa er⸗ 
forderlichen Ausführungsbeſtimmungen des für die Braunſchweigiſche Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft maaßgebenden Bahnpolizei⸗Reglements des Norddeutſchen Bundes vom 
3. Juli 1870. ſich zu verſtändigen ſuchen. 
= Die auf Preußiſchem Gebiete fungirenden Bahnpolizei⸗Beamten ſind bei 
den kompetenten Königlich Preußiſchen Behörden auf Antrag der Bahnverwaltung 
in Pflicht zu nehmen. i . 
Die von der einen Regierung geprüften Betriebsmittel ſollen ohne weitere 

Reviſion auch im Gebiete der anderen Regierung zugelaſſen werden. 


Artikel VI. 4 

5 Die im Preußiſchen Gebiete angeſtellten Eiſenbahnbeamten ſind den 

Preußiſchen Landesgeſetzen unterworfen. i = 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen 

Staates angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenver⸗ 
bande ihres Heimathlandes nicht aus. 


Artikel VII. 
8 Die Königlich Preußiſche Regierung wird von dem Betriebe der in Ihrem 
Gebiete belegenen Bahnſtrecke eine Abgabe nach Maaßgabe des ee 
RES: x 5 etzes 


ſetzes vom 16. März 1867. erheben und bei de 
dem Verhältniſſe der Streckenlängen in beiden Gebieten ſich ergebenden Theil 
des Anlagekapitals, beziehungsweiſe die auf dieſen Theil des Anlagekapitals ent 
fallende, gleichfalls nach dem Verhältniß der Streckenlängen ermittelte Quote 
der aus dem Betriebe ſich ergebenden Reineinnahme als ſteuerpflichtigen Rein⸗ 
ertrag zu Grunde legen. 5 | 

EN Die Erhebung erfolgt alljährlid) postnumerando und zwar für die 
bereits im Betriebe befindlichen Strecken zum erſten Male für das Jahr 1870., 
für die noch zu erbauenden Strecken dagegen zum erſten Male für das auf die 
Betriebseröffnung folgende, mit dem 1. Januar beginnende Rechnungsjahr. Die 
Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird der Königlich Preußiſchen Regierung 
die Berechnung des Reinertrages der Bahn alljährlich, und zwar ſpäteſtens vier 
Monate nach Ablauf des betreffenden Jahres, mittheilen und die Abführung der 
Abgabe an die von der Königlich Preußiſchen Regierung zu bezeichnende Kaſſe 


anordnen. 
Artikel VIII. 


Sollte die Darmſtädter Bank oder die von ihr zu begründende Braun⸗ 
ſchweigiſche Eiſenbahngeſellſchaft die in Preußen belegenen Strecken der ange⸗ 
kauften Bahnen oder die in Braunſchweig belegenen Strecken der von Oſchers⸗ 
leben nach Wolfenbüttel und von Braunſchweig nach Harzburg angelegten 
Bahnen ganz oder kheilweiſe anderweit veräußern oder verpachten, oder fonft den 
Betrieb darauf Anderen abtreten wollen, ſo iſt zu jeder dieſer Maaßnahmen die 
Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen Regierung erforderlich. 

Dieſer Zuſtimmung bedarf es auch zur Fuſion mit einer anderen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft im Sinne des Att. 215. und 247. des Handelsgeſetzbuchs. 


Artikel IX. 


Sollte die Königlich Preußiſche Regierung demnächſt von dem Ihr nach 

den betreffenden Staatsverträgen zuſtehenden und Ihr verbleibenden Rechte des 

Ankaufs der im Preußiſchen Gebiete belegenen Strecken der Braunſchweigiſchen 

Bahnen Gebrauch machen, ſo werden die beiden kontrahirenden Hohen Regie⸗ N 
kungen den von Preußen zu zahlenden Kaufpreis nach Maaßgabe der bezüglichen 
früheren Staatsverträge und mit unbedingt verbindlicher Kraft für die Braun⸗ 

ſchweigiſche Eiſenbahngeſellſchaft feſtſtellen. 


: Artikel X. 

Die Königlich Preußiſche Regierung bedarf, falls Sie die Bahn von 
Vienenburg nach Goslar veräußern, verpachten, oder ſonſt den Betrieb derſelben 
aan eine andere Eiſenbahnperwaltung überlaſſen will, zu dieſen Maaßnahmen 
fortan nicht mehr der Zuſtimmung der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung. 


Artikel XI. 


x Die Königlich Preußiſche Regierung hat für Ihr Staatsgebiet bereits den 
ES Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Vienenburg nach Neukrug zum Anſchluſſe 
(Nr, 7751.) an 


nung derſelben Der 5 1 5 


Se 


an die Herzoglich Braunſchweigiſche Eiſenbahn von Börſum nach Kreienfen, 
ſowie einer aus jener Bahn in der Richtung nach Clausthal abgehenden Zweig⸗ 
bahn bewilligt. a 
i Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung erklärt ſich hierdurch mit der 
Durchführung dieſer Bahnlinien durch das Herzoglich Braunſchweigiſche Gebiet 
einverſtanden und giebt hierdurch die Zuſage, daß Sie der Magdeburg⸗Halber⸗ 
ſtädter Eiſenbahngeſellſchaft, welcher für das Preußiſche Staatsgebiet die Kon⸗ 
zeſſion zum Bau und Betriebe jener Bahn nebſt Zweigbahn bereits ertheilt iſt, 
dieſelbe Konzeſſion im Braunſchweigiſchen Gebiete für die Zweigbahn nach Claus: 
thal, wie auch für die Bahn von Vienenburg in der Richtung nach Neukrug 
bis 1 dem Punkte, wo ſich aus ihr die Bahn nach Clausthal abzweigt, unter 
Verleihung des Expropriationsrechts ertheilen wird. Sie überläßt ferner der 
Königlich Preußiſchen Regierung die Beſtimmung der Richtung dieſer der Magde⸗ 
burg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft zu konzeſſionirenden Bahnſtrecken im Braun⸗ 
ſchweigiſchen Staatsgebiete. 5 

Was dagegen den übrigen im Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebiete be⸗ 
legenen, von Neukrug bis zu dem ſo eben erwähnten Abzweigungspunkte ſich 
erſtreckenden Theil der Bahn von Neukrug nach Vienenburg betrifft, ſo behält 
ſich die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung vor, den Bau und Betrieb dieſer 
Strecke der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu übertragen, falls der 
Vorſtand der letzteren binnen fünf Monaten nach deren Konſtituirung auf Grund 
eines desfallſigen rechtsgültigen SR zur Uebernahme 
jener Konzeſſion ſich bereit erklärt und ſich verpflichtet, dieſe Bahnſtrecke zu dem⸗ 
ſelben Zeitpunkte fertig zu ſtellen und in Betrieb zu nehmen, wo ſolches Seitens 
der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft für den übrigen Theil der 
Bahn von Neukrug nach Vienenburg geſchehen muß. 

Falls ſich die Braunſchweigiſche Eiſenbahngeſellſchaft unter vorſtehenden 
Modalitäten zum Bau und Betriebe der erwähnten Bahnſtrecke bis Neukrug 
nicht bereit erklärt haben ſollte, wird die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung 
10 1 gleichfalls der Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft 
ertheilen. a 
Letztere hat ſich alsdann mit der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
über die Mitbenutzung des Bahnhofs Neukrug reſp. über gemeinſchaftliche An⸗ 
195 auf demſelben zu verſtändigen. Falls ein ſolches Einverſtändniß nicht 
gelingen ſollte, entſcheiden über die ſtreitigen Punkte die kontrahirenden Regie⸗ 
rungen, deren Feſtſtellung alsdann die beiden Geſellſchaften unbedingt unter 
worfen ſind. 8 — 4 


Artikel XII. 


5 Beide Regierungen verpflichten Sich gegenfeitig, die Herſtellung eines mög⸗ 
lichſt abzukürzenden Schienenweges en den Sieh Hldeshein und Braun⸗ 
ſchweig nach Kräften zu fördern und zu dieſem Zwecke die Ausführung einer 
von Hildesheim im Anſchluſſe an die dortigen Bahnen ausgehenden und in die 
Braunſchweigiſche Eiſenbahn möglichſt nahe bei der Stadt Braunſchweig ein⸗ 
mündenden Bahn zu geſtatten. 


Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung erklärt ſich hierdurch 9 j 
uns 


Wunſche der Königlich Preußiſchen Regierung entfprechend, bereit, die Konzeſſion 
zum Bau und Betriebe dieſer Eiſenbahn für die in Ihr Gebiet fallende Strecke 
demſelben Unternehmer zu ertheilen, welcher Seitens der Königlich Preußiſchen 
Regierung für den in Preußiſches Staatsgebiet fallenden Theil der Bahn kon⸗ 
zeſſionirt werden wird, ſofern nicht die Braunſchweigiſche Eiſenbahngeſellſchaft 
innerhalb drei Monaten nach ihrer Konſtituirung den Bau und Betrieb der 
Braunſchweigiſchen Strecke zu übernehmen ſich rechtsverbindlich bereit erklärt. 
i Erhält dieſelbe dieſe Konzeſſion nicht, ſo wird ſie von der Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſchen Regierung angehalten werden, dem anderweitigen Unternehmer der 
Bahn den Anſchluß an ihre Bahn in Gemäßheit des §. 9. Nr. 14. ihres 
Statuts zu geſtatten. 


Artikel XIII. 


Für die in den vorſtehenden Artikeln XI. und XII. bezeichneten neuen 
Bahnſtrecken wird ſpeziell noch Folgendes verabredet: 


1) Die Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft iſt bezüglich der ihr 
im Herzoglich Braunſchweigiſchen Staatsgebiete zu konzeſſionirenden 
Eiſenbahnſtrecken den Braunſchweigiſchen Landesgeſetzen unterworfen auch 
übt ihr gegenüber die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung für Ihr 
Gebiet das geſetzliche und ſtatutariſche Aufſichtsrecht des Staates inſoweit 
aus, als ſolches nach Artikel IV. dieſes Vertrages Seitens der Königlich 
Preußiſchen Regierung gegenüber der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft bezüglich deren in Preußen belegenen Bahnſtrecken geſchieht. 

Daſſelbe gilt für die im Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebiete 
belegene Strecke der Bahn von Hildesheim in der Richtung auf Braun⸗ 
ſchweig, wenn dieſe Strecke nicht an die Braunſchweigiſche Eiſenbahnge⸗ 
ſellſchaft, ſondern an einen in Preußen domizilirten Unternehmer kon⸗ 
zeſſionirt wird. 


Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung verpflichtet ſich ferner, die 
Braunſchweigiſche Eiſenbahngeſellſchaft — einerlei, ob letztere den Bau 
und Betrieb der Strecke Vienenburg⸗Neukrug reſp. Hildesheim⸗Braun⸗ 
ſchweig theilweiſe mit übernimmt oder nicht — anzuhalten, nach näherer 
Maaßgabe ihres Statuts (efr. §. 9. Nr. 9.) reſp. Artikel III. des gegen- 
wärtigen Vertrages mit der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft 

reſp. dem Unternehmer der Bahn von Hildesheim in der Richtung auf 
Braunſchweig für die Beförderung von Perſonen und Gütern einen 
durchgehenden Verkehr mittelſt direkter Expeditionen und direkter Tarife 
u errichten und hierbei insbeſondere in ein gegen eitiges Durchgehen der 
eaneperwite zu willigen. Die Vereinbarung der Maaßregeln, welche 
im Uebrigen im Intereſſe des durchgehenden Verkehrs zur möglichſt ein⸗ 
heitlichen Geſtaltung des Betriebes der Bahnſtrecken Vienenburg⸗Neukrug 
und Hildesheim⸗Braunſchweig erforderlich ſind, und die Theilung des 
Eigenthums dieſer Strecken unter mehrere Verwaltungen möglichſt wenig 
fühlbar für das die Bahnen benutzende Publikum machen ſollen, wird zu⸗ 
nächſt den betheiligten Eiſenbahnverwaltungen ſelbſt überlaſſen. Gelingt 
Jahrgang 1870. (Nr. 7751.) 85 eine 
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eine ſolche Vereinbarung nicht, fo werden die kontrahirenden Regierungen 
dieſe Maaßregeln ſpeziell vereinbaren, welchen ſodann die betheiligten 

Eiſenbahnverwaltungen ohne Weiteres unterworfen ſind. Insbeſondere 
ſollen die Perſonenzüge zwiſchen Vienenburg und Neukrug reſp. Hildes⸗ 
heim und Braunſchweig ohne Wagenwechſel und thunlichſt auch ohne 
Wechſel der Lokomotiven und des Zugperſonals durchgeführt werden. 
Ferner ſollen, ſoweit es im öffentlichen Verkehrs⸗Intereſſe nothwendig 
erſcheint, Perſonenwagen der Route Vienenburg⸗Neukrug in die Neukrug 
paffirenden durchgehenden Züge der Braunſchweigiſchen Bahnen aufge⸗ 
nommen werden und ebenſo von letzteren Bahnen auf die Route Neu⸗ 
krug⸗Vienenburg übergehen. 


Artikel XIV. 8 
Die Königlich Preußiſche Regierung, welche für Ihr Staatsgebiet bereits 
der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung das Recht zur Herſtellung einer Ver⸗ 
bindungsbahn zwiſchen der Stadt Braunſchweig und der Berlin⸗Lehrter Eifen- 
bahn eingeräumt hat, erklärt ſich damit einverſtanden, daß dieſe Konzeſſion auf 
die Braunſchweigiſche Eiſenbahngeſellſchaft übertragen wird. 


Falls die letztere jedoch dieſe Konzeſſion nicht bis zum 1. Juli 1875. nach⸗ ; 


gefucht reſp. erlangt haben ſollte, ſoll die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung 
verpflichtet ſein, mit einem Ihr Seitens der Königlich Preußiſchen Regierung 
etwa präſentirten Konzeſſionsbewerber wegen Ertheilung der Konzeſſion unter den 
üblichen Bedingungen unverweilt in Verhandlungen zu treten und ihm geeigneten⸗ 
falls die Konzeſſion zu ertheilen, wenn ſich die Braunſchweigiſche Eiſenbahngeſell— 
ſchaft auf desfallſige, unverzüglich zu ſtellende Aufforderung ihrer Regierung nicht 


längſtens binnen drei Monaten nachträglich zur Uebernahme des Baues und Ber 


triebes der Verbindungsbahn verpflichtet. 


Artikel XV. 


Die beiden kontrahirenden Regierungen geftatten — jede für Ihr Gebiet — 
der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft den Bau und Betrieb einer Ver⸗ 
bindungsbahn zwiſchen dem Bergiſch⸗Märkiſchen und dem Braunſchweigiſchen 
Eiſenbahnnetze. Bei der erſt nach Anhörung der Geſellſchaftsvorſtände zu bewirken⸗ 


den Feſtſetzung der Richtung und des Anſchlußpunktes dieſer Bahn werden beide # 


Regierungen die Intereſſen der Bergiſch⸗Märkiſchen reſp. Braunſchweigiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft thunlichſt berückſichtigen. 2 


Artikel XVI. 


Die über den Bau und Betrieb der Braunſchweigiſchen Staatsbahnen 
erer der Königlich Preußiſchen reſp. vormals Königlich Hannoverſchen und 
er Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung abgeſchloſſenen Staatsverträge blei⸗ 


ben — inſoweit ſie im gegenwärtigen Vertrage nicht abgeändert ſind — in Kraft. 


Artikel XVII. 24 
Dieſer Vertrag ſoll in zwei gleichlautenden Original⸗Exemplaren ausge- 
i fer- 


fertigt und unverzüglich zur Ertheilung der Allerhöchften und Höchſten Ratifika⸗ 
tionen vorgelegt werden, deren Auswechſelung längſtens binnen acht Wochen ſtatt⸗ 
finden wird. = 

So gefchehen Berlin, den 23. Auguſt 1870. 


König. Duddenhauſen. v. Liebe. Gravenhorſt. 
(L. S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.) 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden, und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


(Nr. 7752.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. September 1870., betreffend die nachträgliche Ver⸗ 
leihung der Befugniß zur Chauſſeegeld-Erhebung und der fiskaliſchen 
Vorrechte für die Unterhaltung der von dem Kreiſe Grottkau, Regierungs⸗ 
bezirk Oppeln, in Verlängerung der Kreis-Chauffee vom dem Bahnhofe 
bei Grottkau durch Halbendorf, Voigtsdorf, Würben, Gührau, bis an 
die Grenze des Kreiſes Strehlen chauſſeemäßig ausgebauten Straßenſtrecke 
von dem Uebergange dieſer Chauſſee über die Neiffe-Brieger Eiſenbahn 
bei Halbendorf, bez. von dem vorerwähnten Bahnhofe bis zum Münſter⸗ 
berger Thorthurm in der Stadt Grottkau. 


Maden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage nachträglich genehmigt 
habe, daß von dem Kreiſe Grottkau, Regierungsbezirk Oppeln, in Verlängerung 
der durch Meinen Erlaß vom 16. März 1863. genehmigten Chauffeelinie von 
dem Bahnhofe bei Grottkau durch Halbendorf, Voigtsdorf, Würben, Gührau, 
bis an die Grenze des Kreiſes Strehlen, auch die Straßenſtrecke von dem Ueber⸗ 
gange dieſer Chauſſee über die Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahn bei Halbendorf, bez. von 
dem vorerwähnten Bahnhofe bis zum Münſterberger Thorthurm in der Stadt 
Grottkau chauſſeemäßig ausgebaut worden iſt, beſtimme Ich hierdurch, daß die 
Befugniß zur Chauſſeegeld⸗Erhebung und die fiskaliſchen Vorrechte, wie ſie dem 
Kreiſe durch Meinen anderweiten Erlaß vom 16. März 1863. (Geſetz⸗Samml. 
1863. S. 157.) für jene Chauſſeelinie verliehen worden, demſelben auch für die 
weiter ausgebaute Straßenſtrecke zuſtehen ſollen. g 
f Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Hauptquartier Meaux, den 16. September 1870. 


Wilhelm. 
x Gr. v. Itzenplitz. Ca mphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
2 Arbeiten und den Finanzminiſter. 
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Hegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Niederunger Kreiſes im Betrage von 30,000 Thalern III. Emiſſion. 
Vom 2. November 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen dc. | 


Nachdem von den Kreisſtänden des Niederunger Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 16. Auguſt 1870. beſchloſſen worden, die zur Vollendung der vom Kreiſe 
unternommenen Chauſſeebauten über den Betrag der durch die Privilegien vom 
5. Februar 1866. (Geſetzͤ⸗Samml. 1866. S. 79. ff.) und vom 27, April 1868. 
(Geſetz-Samml. 1868. S. 509. ff.) genehmigten Anleihen hinaus erforderlichen Geld⸗ 
mittel im Wege einer weiteren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der 
gedachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zins⸗ 
kupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem ange⸗ 
nommenen Betrage von 30,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen 
weder im San. der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern ge⸗ 
funden hat, in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Aus⸗ 
ſtellung von Obligationen zum Betrage von 30,000 Thalern, in Buchſtaben: dreißig 
Tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 5 f 

20,000 Thaler à 500 Thaler 

9/0 %% 0% 
h IN 
i = 30,000 Thaler, i 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1871. ab mit wenigſtens jährlich Einem Pro⸗ 
zent des Kapitals unter Zuwachs der Zinſen der ausgelooſten Schuldverſchreibungen 
zu tilgen find, durch gegenwärtige Privilegium Unfere landesherrliche Geneh⸗ 
migung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obli⸗ 
gationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen⸗ 

thums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. . 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die 
Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
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Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Hauptquartier Verſailles, den 2. November 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. ö Camphauſen. 


Pro⸗ 


Provinz Preußen, Regierungsbesirt Gumbinnen. 
Obligation 
des 


VVV 
III. Emiſſion 


über 


Auf Grund des untern n genehmigten Kreistagsbeſchluſſes 
vom 16. Auguſt 1870. wegen Aufnahme einer Schuld von 30,000 Thalern be⸗ 
kennt ſich die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Niederunger Kreiſes 
Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu⸗ 
bigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von. Thalern 
Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Pro⸗ 
zent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 30,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1871. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent des geſammten Kapitals jährlich, unter Zuwachs 
der Zinſen von den getilgten Schuldraten, 


Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1871. ab in dem 
Monate Juni jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch bp ch Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buch⸗ 
ſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung 
erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, 
zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der König⸗ 
lichen Regierung zu Gumbinnen, ſowie in einer zu Gumbinnen und in Königs⸗ 
berg erſcheinenden Zeitung und in dem Staatsanzeiger. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, bei 
der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Heinrichwalde, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

(Nr: 7753.) N Mit 
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Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſenticten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 


gezogen. 


Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil 1. 
Titel 51. §. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Tilſit. 

i Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
115 bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. i 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. | 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Heinrichswalde gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗ 


5 Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung 


der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 
1 . zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterfchrift 
ertheilt. 5 | 


5 inn RC 


Pro⸗ | 1 


Kreis, Obligation des Niederunger aue 


III. Emiſſion 
Lite, EEE RR 


r Inhaber ies et uin gegen er Nücgabe am 

. ... und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation 

a a e bis mit lin Buchitaben) 
8 Silbergroschen bei 5 Kreis Kommunaltafle 


ſer e iſt Ag wenn deſſen Geldbetrag 
ich innerhalb vier Jahren nach N des Kalenderjahres 
er e m wird. 


Ss Kreis⸗Obligation des Niederunger Kreiſes 
nn m. Emiſſion. 5 


De Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli⸗ 

ation des Niederunger Kreiſees 2 ee 

J)) 8 a . . Prozent Zinſen 

die „e Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreid- 

Kommunalkaſſe zu Heinrichswalde, ſofern nicht rechtzeitig von dem als ſolchen 

gitimirten Inhaber der Obligation dagegen Widerſpruch erhoben worden iſt. 
5 5 YES, ü 7 9 - 8 5 


RMredigirt im Bureau des Staats Minifteriumß, 
„gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
= (R. v. Decker). 8 8 2 2 5 7 


